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Bei blat t zur Par Iamentskorrespondenz. 26"Apri1 1949. 

A n f r,a g e b e a n t W 0 r tun g. 

Zu einer in der Sitzung des Nationalrates vom 9.März 1949 von den 

Abg.~ ern y Und Genossen eingebrachtenAnfrage, betreffend das Einschreiten 

t~oheahisoher Gendarmeriebeamte~ auf öst~rreichisohem Bundesgebiet, teilt 

Bundesminister .für Inneres Hel me r mit: 

Am 4.März 1949 YlUrde ein tschechoslowakischer Flüohtling aus Pardubitz, 

der nach seinen Angaben aus politischen Gründen seine Beimat verlassen hatte 

und daher ohne gültige ReisedclwJ11cnte war, von Organen des 

. ~renzgßndarmeriep'~stens IlmallS wegen unbefugtell Grenzübertrittes angehalten 

und der Bezirkshauptmannschaft GQünd vorgeführt. Dort wurde er am 5.März 1949 

wegen Übertretung des Pas$gcsctzes mit drei Tagen Arres.t bestraft und zur Straf ... 

verbüs sung dem Bezirksgericht . Gmünd überstellt. 

Am 7.Mär z 1949 erhielt der Kommandant des Gendarmer1epostens Gmünd 

-von der dortigen sOVljeti,sohen Kommandantur tele fonisch den Auftrag. zu Yoran­
lassen~ dass zwei Beantc des tschechischen Grenzgendarm~riepostens zur Kornman-

( 

dantur, kommen sollen. Der ZYi'eckdieses: Auftrages wurde jedochodc!i l$sterreichi-

schen Exekutivorgäriennicht mitgeteilt" 

Kurze Zeit später,und zwar unabhängig von dem ersten telefonisohen'j 

Auftrag;, also ohne erke11nbaren Zus ammenhang, erhielt der gleiche Gendartnerie-
. . -' .". '. . .~ .' 

postell telefonisch'die Weisung, den tschechoslo\'fakischen Flüchtling aus dem Ge-

fangenauhaus des Bezirksgerichtes GmUnd der sowjetischen Kommandantur vorzufüh-

ren. 
Beide Aufträge ,Vi elche von der Kommandantur' 'ohitenähereB:eg:rUndung 

• 
erteilt mir de'n j ,wurden ausgcftih.r~ 

Erst als der Gcndarnieriebeamte, dur die Überstellung des illegalen 

Grenzgänge~s, d~chführte, fes~stElllte, dass im Ko~andanturgeb~ude bereits zwei., 

~bcwaf:fnete tsch,echische Gendarmenallweaend waren,wur,de derZ\Bamnen,}lang 
• h d '\0' d A ft·· offell-ht ,· h ZW1S Q en . e.n vel. . cn·' u ragen SlL c .... l.C ._ 

Daraufhin verständigte der. Gcndarmeriebc~te sofort die, Bezirksh~upt .. 

mannschaft GmÜnd"dQch wa,r eine Intervention dorselben nicht mehr ~g1i9hfd.a 

die. beiden t~u~hechischen Gend,armeriebeamt,cll mit dem tSGhechis,c.h~n, F1Üchtling_ 

bereita.,d1e :Sta.t:l.tsgrellze üborsohritten hatten~ 
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Aus diesem Sachverhalt ergibt sich, dass der Vorfall ausschliesslich 

auf eine Anordnung einer Besatzungsdienststelle zurückzuführen ist. 

Die österreichischen Sicherhe1tsorgane sind wohl angewiesen, Aufträge 

von BesatzungsdienststellelI, die mit den bestehenden österreichisohen Vorschrif­

ten in Widerspruch stehen, vorerst nicht durchzuführen, son~ern in solchen. 

Fällen unverzüglich der vor ge set zten Dienststelle mit dem Ersuchen um Weisung 

zu berichten. Ich ~in allerdings genötigt, hiezu festzustellen, dass &terrei­

ohisohe Organe durch Androhung von ZwangsmassnDhmen gegen sie selbst auch 

verhalten w~rden, entgegen dieser Weisung zu handeln. 

-.-.-e-."" 

271/AB V. GP - Anfragebeantwortung (gescanntes Original)2 von 2

www.parlament.gv.at




